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36. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 30. März 2009 über die Festlegung von Erkrankun-
gen, die nicht als Beeinträchtigungen nach dem Steiermärkischen Behindertengesetz gelten, sowie über Kosten-
zuschüsse zu Heilbehandlungen und Hilfsmitteln (Kostenzuschussverordnung – StBHG). 
 

36. 

Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 30. März 2009 über die Fest-
legung von Erkrankungen, die nicht als Beeinträchtigungen nach dem Steiermärki-

schen Behindertengesetz gelten, sowie über Kostenzuschüsse zu Heilbehandlungen 
und Hilfsmitteln (Kostenzuschussverordnung – StBHG) 

Auf Grund des § 2 Abs. 4a, des § 5 Abs. 2 und des § 25 Abs. 2 des Steiermärkischen Behindertengesetzes, 
LGBl. Nr. 26/2004, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 74/2007, wird verordnet: 

§ 1 
Erkrankungen, die nicht als Beeinträchtigungen gelten 

Erkrankungen, die nicht als Beeinträchtigungen im Sinne des § 2 Abs. 4a Stmk. BHG gelten, sind: 

1. Erkrankungen, deren Heilungsverlauf üblicherweise sechs Monate nicht übersteigt (akute Erkran-
kungen), 

2. chronische Erkrankungen, solange der Krankheitsverlauf noch beeinflussbar ist und soweit es 
sich nicht um eine Beeinträchtigung gemäß § 2 Abs. 4 Z. 2 Stmk. BHG handelt, 

3. Beeinträchtigungen, die im Ausmaß und Schweregrad nur eine unerhebliche Abweichung vom 
Gesundheitszustand der gleichaltrigen Bevölkerung darstellen, insbesondere vorwiegend alters-
bedingte Beeinträchtigungen wie degenerative Veränderungen des Bewegungs- und Stützappa-
rates, Presbyopie und Schwerhörigkeit. 

§ 2 
Heilbehandlungen und Höhe des Kostenzuschusses 

(1) Für folgende Heilbehandlungen wird ein Kostenzuschuss gewährt: 

1. Physiotherapie, 

2. Ergotherapie, 

3. Psychotherapie, 

4. Logopädie, 

5. Psychologische Behandlung. 

(2) Kostenzuschüsse für eine Heilbehandlung gemäß Abs. 1 werden nur gewährt, wenn 

1. die Behandlung medizinisch anerkannt ist und von einer hierzu befugten Person durchgeführt 
wird und 

2. eine Leistungsverpflichtung eines Sozialversicherungsträgers für diese Behandlung nicht oder nur 
zum Teil besteht. 

(3) Bei Gewährung psychotherapeutischer und psychologischer Behandlung ist der Bezirksverwal-
tungsbehörde ab der elften Sitzung ein Konzept vorzulegen, in welchem darzulegen ist, aus welchen 
Gründen und in welchem Ausmaß weitere Behandlungen notwendig sind. 
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(4) Die Höhe des Kostenzuschusses beträgt höchstens 30 Euro pro Stunde. Für Behandlungen, die 
weniger als eine Stunde dauern, ist der Kostenzuschuss aliquot der tatsächlich aufgewendeten Be-
handlungszeit zu gewähren. Der Kostenzuschuss darf nach Abzug der von einem Sozialversiche-
rungsträger übernommenen Kosten weder 30 Euro pro Stunde noch die offenen Restkosten überstei-
gen. Die Begrenzung der Höhe des Kostenzuschusses gilt nicht für Einrichtungen, mit denen das 
Land Steiermark vertraglich anderes vereinbart hat. 

(5) Auf schriftlichen Antrag ist ein Kostenzuschuss nach Zustimmung der Landesregierung auch für 
eine in Abs. 1 nicht genannte Heilbehandlung zu gewähren. Im Antrag muss begründet werden, wa-
rum im konkreten Fall der angestrebte Erfolg nur durch die beantragte Heilbehandlung erreicht werden 
kann. Die Abs. 2 und 4 gelten auch für diese Fälle. 

(6) Die Höhe des Kostenzuschusses für die Inanspruchnahme einer Heilbehandlung im Ausland rich-
tet sich nach dem Kostenzuschuss, der für diese Heilbehandlung im Inland gewährt würde. 

§ 3 
Höhe des Kostenzuschusses für Hilfsmittel 

(1) Der Kostenzuschuss für Hilfsmittel beträgt 50 %, sofern das Hilfsmittel weder von einem Sozialver-
sicherungsträger noch von einem anderen Kostenträger finanziert wird. 

(2) Übernimmt der Sozialversicherungsträger oder ein anderer Kostenträger einen Teil der Kosten des 
Hilfsmittels, beträgt der Kostenzuschuss höchstens 30 % und darf die Restkosten nicht übersteigen. 

(3) Der Kostenzuschuss wird nur unter der Zugrundelegung der Kosten für das kostengünstigste und 
am besten geeignete Hilfsmittel gewährt. 

(4) Für Hilfsmittel zur Rehabilitation wird kein Kostenzuschuss gewährt. 

(5) Für auf Grund der besonderen Bedürfnisse eines Menschen mit Behinderung erforderliche Um-
bauten von Kraftfahrzeugen wird ein Kostenzuschuss in Höhe von maximal 2.600 Euro gewährt. Eine 
neuerliche Gewährung dieses Kostenzuschusses ist frühestens nach fünf Jahren zulässig. 

(6) Sind auf Grund der besonderen Bedürfnisse eines Menschen mit Behinderung notwendige bauli-
che Änderungen der Wohnung oder des Wohnhauses (Um- oder Zubauten) erforderlich, ist auf Antrag 
ein Kostenzuschuss zu gewähren. Dem Antrag auf Kostenzuschuss ist eine Aufstellung der geplanten 
behinderungsbedingten Maßnahmen und deren Kosten anzuschließen sowie ein Nachweis zu erbrin-
gen, dass die Voraussetzungen des § 2 Abs. 5 lit. b Stmk. BHG erfüllt sind. Für die Beurteilung des 
behinderungsbedingten Mehraufwandes ist auf eine den Bedürfnissen des Menschen mit Behinde-
rung entsprechende Wohnungsgröße abzustellen. Der Kostenzuschuss ergibt sich aus dem Betrag 
der notwendigen Kosten des behinderungsbedingten Mehraufwandes abzüglich eines Eigenleistungs-
anteiles von 20 % und ist mit dem 40-Fachen des Richtsatzes gemäß § 25 Abs. 3 Stmk. BHG be-
grenzt. Ein Kostenzuschuss für notwendige bauliche Änderungen wird nur für in der Steiermark gele-
gene Wohnungen oder Wohnhäuser gewährt. 

§ 4 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 7. Mai 2009, in Kraft. 

 

 

Für die Steiermärkische Landesregierung: 

Landeshauptmann Voves 

 


